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Bekanntmachung 

des Präsidenten 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 

Beschluss der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen und österreichi-
schen Landesparlamente und des Südtiroler Landtags unter Beteiligung des 
Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens anlässlich der 4. 
Europa-Konferenz am 1. Februar 2021 zur Konferenz zur Zukunft Europas 

Die Präsidentinnen und Präsidenten begrüßen die gemeinsam von der Europäischen 
Kommission, dem Europäischen Parlament und dem Rat beschlossene Konferenz 
zur Zukunft Europas. Sie haben hierzu anlässlich ihrer 4. Europakonferenz am 1. 
Februar 2021 eine Erklärung verabschiedet („Erklärung zur Konferenz zur Zukunft 
Europas“). Die Erklärung ist von den aktuellen Vorsitzländern der deutschen und ös-
terreichischen Landtagspräsidentenkonferenz an den Präsidenten des Europäischen 
Parlaments David Maria Sassoli sowie an die Präsidentin der Europäischen Kommis-
sion Ursula von der Leyen übermittelt worden. 

Den als Anlage beigefügten Originaltext gebe ich hiermit bekannt. 

Klaus Schlie 
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Beilage 

Erklärung der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen und 
österreichischen Landesparlamente und des Südtiroler Landtags 

unter Beteiligung des Parlaments der Deutschsprachigen Gemein-
schaft Belgiens 

anlässlich der 4. Europa-Konferenz 
am 1. Februar 2021 

zur Konferenz zur Zukunft Europas 

1. Die Präsidentinnen und Präsidenten begrüßen d e gemeinsam von der Europäisdlen 
Kommission, dem Europäischen Par1ament und dem Rat beschlossene Konferenz zur 
Zukunft Europas und hatten eine FortentwickJung der Europäisdlen LJnion auch ange
sichts der Corona-Pandemie und der wachsenden weiteren globalen Herausforderun
gen sowie der anhaltenden Probleme und Vorbehalte innefhalb der EU und in einzelnen 
Mitgliedstaaten für wichtiger deM je. 

2. Die Präsidentinnen und Präsidenten sehen es als ihren Auftrag an, sich engagiert an der 
zukünftigen Ausriciltung der Europäischen Union im Rahmen ihrer Integrationsverant
wortung zu beteiligen. Mit ihrer Erklärung wollen die Präsidenti men und Präsidenten 
dazu beitragen, die Europäische Union von innen heraus mit neuem Leben und neuer 
Legitimität zu versehen. 

3. Aus ihrer zentralen Rolle im Mehrebenensystem der Europäischen Union heraus über
nehmen Regionatpar1amente als Gesetzgeber und als Vermittler europäischer Politik für 
d ie Bürgeß\l'len und Bürger in den Regionen auch Verantwortung zur erfolgreichen Um
setzung d ieses Prozesses. Sie betonen daher ihren Mitgestaltungsanspruch und werden 
dabei auch die zukünftige Entwicklung solidarisch begleiten. o;e Präsidentinnen und 
Präsidenten begrüßen ausdrücklich die vorgesehene intensive Einbindung der Bürgerin
nen und Bürger im Rahmen der Konferenz in Form von Bürger- und Jugendforen, da 
eine thematische und institutionelle Fortentwicklung der Europäischen Union nur erfolg
reich sein kann, wenn sie den Willen der Bürgerinnen und Bürger der Union widerspie
gelt. 

4. Nach Auffassung der Präsidentinnen und Präsidenten sollte in der Konferenz geklärt 
werden, in welchen Politikbereichen ein Handeln der Europäischen Union erforder1ich ist 
und welche Kompetenzbereiche besser auf Ebene der Nationalstaaten, der Regionen 
und der Kommunen behandelt werden können. Die Europäische Union der Zukunft muss 
sich dabei auf Bereiche fokussieren, bei denen im Sinne des SUbsidiaritätspnnzips auf 
europäischer Ebene ein substant ieller Mehrwert gegenüber nationalen, regionalen oder 

Ertlän.ng zur Konferenz zur Zukunft Europas 0 E~ -2021-l-02 0 Seite 1 



 
  

• ... ~~~~,~~ LPI< iJJ ~ 
····:::::2021 Linz:::::::::············ 

-

6.-8. Juni ::::·•·•·••••· 
( ~ --l\tltnt • l , ~t()Q'I 

kommunalen Regelungen besteht Genereller Ausgangspunkt muss die rechtliche Kom
petenzverteiJung zwisdlen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten sein, wie 
sie durch die nationalen Verfassungen und die EU-Verträge festgelegt und durch das 
Subsidiaritätsprinzip gesdlützt ist. Dazu gehört insbesondere die Budgethoheit der Ge
bietskörpef'Schaften. Die Verfassungsidentität der Mitgliedstaaten einschließich ihrer f~ 
deralen Kompetenzverteilung ist unbedngt zu wahren. 

5. Die europäischen Grundfreiheiten, insbesondere die Personenfreizügigkeit, sollten nur 
soweit unbedingt notwendig eingesdlränkt werden. Offene Binnengrenzen bilden eilen 
essentiellen Mehrwert hi die Bürgerinnen und Bürger der Union, gerade in den Grenz
regionen. 

6. Die institutionellen Rechte der Regionatpar1amente können im Rahmen der Konferenz 
zur Zukunft Europas und darüber hinaus wie folgt gestärkt werden: 

Intensivierung und Weiterentwicklung des begonnenen Dialogs mit der Europäi
schen Kommission aucil im Rahmen der Konferenz zur Zukunft Europas unter an
derem durch die Einrichtung eines regelmäßigen Runden Tisches der Präsidentin
nen und Präsidenten mit dem Steuerungsgremium der Konferenz zur Sicherstel
lung einer hinreichenden Einbeziehung der regionalen Parlamente mit Gesetzge
bungsbefugnis an einer zielgericilteten Umsetzung der Konferenz sowie zur Be
gleitung des ergebnisoffenen Prozesses zu möglichen Vertragsänderungen. 

Einrichtung eines .feedbackmechanismus• in Farn einer digitalen Plattform der 
regionalen Parlamente mit Gesetzgebungsbefugnis und der die Konferenz aus
rid\tenden Institutionen zur direkten Rückkopplung der Ergebnisse aus Dialogen 
und Bürgerforen in den Regionen und einer Bewertung derselben durch die die 
Konferenz ausrichtenden Institutionen. 

Im Kontext eines ergebnisoffenen Prozesses in der Konferenz zur Zukunft E~ 
pas, an dessen Ende möglicherweise Vertragsänderungen stehen, wären entspr~ 
chend eine Verlängerung der 8-Woche~rist für die SUbsidiaritätsprüfung auf 12 
Wochen sowie eine Absenkung des Quorums der .gelben Karte• im Rahmen des 
Subsidiaritätsfrühwamsystems zu verankern. 

7. Die Präsiden timen und Präsidenten fordern seit vielen Jahren, dass die Kompetenzen 
und besonderen Möglichkeiten der Regionatpar1amente mit Gesetzgebungsbefugnissen 
insbesondere in Interesse einer größeren Akzeptanz bei den Bürgefilnen und Bürgern 
in die Gestattung der Politik der Europäischen Union intensiver einfließen. Sie bekrä~ 
gen daher im Zusammenhang mit dieser Erklärung ihre bereits vorgebracilten Anliegen 

aus der .Brüsseler Erklärung" vorn Januar 2019 sowie der .Resolution zur deutschen 
Ratspräsidentsd\aff" vom Juni 2019, an deren Umsetzung über die Konferenz hinaus 

weitergearbeitet werden muss, erneut. 
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Der Vorsitz der deutschen und österreichischen Landtagspräsidentenkonferenz übermittelt 
diese Er1därung an 

den Präsidenten des Europäischen Par1aments, Herrn David-Maria Sassoli, 
den Präsidenten des Europäischen Rates, Herrn Char1es Michel, 
d ie Präsidentin der Europäischen Kommission, Frau Dr. Ursula von der Leyen, 

den EU-Kommissar, Herrn Johannes Hahn, 
den Präsidenten des Aussd\usses der Regjonen (AdR), Herrn Apostolos 

Tzitzikostas, 
den Präsidenten der Konferenz der regK>nalen gesetzgebenden Versammlungen i'I der 
Europäischen Unioo (CALRE), Herrn Gustavo A. Mal os Exposito, 
die nationalen und regionalen Regierungen Wld die nationalen Par1amente in Deutschland 
und Österreich. 
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Linz, im Februar 2020 

Europakonferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der 
deutschen und österreichischen Landesparlamente und 
des Südtiroler Landtages sowie des deutschen und 
österreichischen Bundesrates unter Beteiligung des 
Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens 
am 1. Februar 2021 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen und österreichischen Landtage 

sowie des Südtiroler Landtages kamen unter Beteiligung des Pal1aments der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens am 1. Februar 2021 per 

Videokonferenz zu ihrer Europakonferenz zusammen. 

Im Zentrum der Konferenz stand neben den aktuellen Herausforderungen rund um 

die Pandemie die .Konferenz zur Zukunft Europas", zu der eine gemeinsame 

Erklärung verabschiedet wurde. 

Die Präsidentinnen und Präsidenten gaben ein klares Bekenntnis zur Konferenz 

zur ZUkunft Europas, m~ der ein bürgemaher Nachdenkprozess über die ZUkunft 

der EU gestartet werden soll, ab. Um die EU mit neuem Leben und neuer 

Legitim~! zu versehen, erhoben sie dabei zum einen formelle Forderungen, wie 

etwa nach einer generellen Stärkung der RegionalpMamente im EU-Oefüge 

sowie nach einer aktiven Einbindung in diesen Zukunftsprozess, um die zentrale 

Rolle als Vermittler zwischen Union und Bürger wahrnehmen zu können. 
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Zum anderen lichteten die Präsidentinnen und Präsidenten aber auch inhaltliche 

Forderungen an die Zukunftskonferenz, vor allem nach einer vom 

Subsidiaritätsplinzip getragenen Klärung der KompetenZbereiche zwischen Union 

und Mltgliedsstaaten unter gleicllZeitiger Wahrung von mitgliedsstaatlicher 

Budgethoheit, Verfassungsidentität und föderaler Kompetenzverteilung. 

Die bei der Europakonferenz einstimmig beschlossene Erklärung dürfen wir Ihnen 

anbei zu Ihrer Kenntnis übermitteln. Wir verbinden dies mit der Erwartung, dass 

die gewählten RegionalpMamente weiterhin auf nationaler und europäischer 

Ebene verstärkt in den Dialog über die Zukunft der Europäischen Union 

eingebunden werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Wolfgang Stanek 

Präsident des Oberösterreichischen 

Landtages 

Klaus Schlie 

Präsident des Schleswig

Holsteinischen Landtages 
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Frau Präsidentin der Europäischen Kommission 
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Linz, im Februar 2020 

Europakonferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der 
deutschen und österreichischen Landesparlamente und 
des Südtiroler Landtages sowie des deutschen und 
österreichischen Bundesrates unter Beteiligung des 
Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens 
am 1. Februar 2021 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen und österreichischen Landtage 

sowie des Südtiroler Landtages kamen unter Beteiligung des Pal1aments der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens am 1. Februar 2021 per 

Videokonferenz zu ihrer Europakonferenz zusammen. 

Im Zentrum der Konferenz stand neben den aktuellen Herausforderungen rund um 

die Pandemie die .Konferenz zur Zukunft Europas", zu der eine gemeinsame 

Er1{1ärung verabschiedet wurde. 

Die Präsidentinnen und Präsidenten gaben ein klares Bekenntnis zur Konferenz 

zur ZUkunft Europas, m~ der ein bürgemaher Nachdenkprozess über die ZUkunft 

der EU gestartet werden soll, ab. Um die EU mit neuem Leben und neuer 

Legitim~! zu versehen, erhoben sie dabei zum einen formelle Forderungen, wie 

etwa nach einer generellen Stär1{ung der RegionalpMamente im EU-Gefüge 

sowie nach einer aktiven Einbindung in diesen Zukunftsprozess, um die zentrale 

Rolle als Vermittler zwischen Union und Bürger wahrnehmen zu können. 
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Zum anderen lichteten die Präsidentinnen und Präsidenten aber auch inhaltliche 

Forderungen an die Zukunftskonferenz, vor allem nach einer vom 

Subsidiaritätsplinzip getragenen Klärung der KompetenZbereiche zwischen Union 

und Mltgliedsstaaten unter gleicllZeitiger Wahrung von mitgliedsstaatlicher 

Budgethoheit, Verfassungsidentität und föderaler Kompetenzverteilung. 

Die bei der Europakonferenz einstimmig beschlossene Erklärung dürfen wir Ihnen 

anbei zu Ihrer Kenntnis übermitteln. Wir verbinden dies mit der Erwartung, dass 

die gewählten RegionalpMamente weiterhin auf nationaler und europäischer 

Ebene verstärkt in den Dialog über die Zukunft der Europäischen Union 

eingebunden werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Wolfgang Stanek 

Präsident des Oberösterreichischen 

Landtages 

Klaus Schlie 

Präsident des Schleswig

Holsteinischen Landtages 
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